
Start-up-Förderung hat weiterhin Schwächen 
Steuerliche Begünstigung der Beteiligung von  Mitarbeitern am Kapital  junger Unternehmen geht nicht weit genug 
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Junge technologie- und wachstums-
orientierte Unternehmen gewinnen 
auch in Deutschland als Wirtschafts-
faktor an Gewicht. Der Bundesver-
band Deutsche Start-ups zählte 
jüngst in einer Studie rund 450 000 
Mitarbeiter, die in der Szene tätig 
sind, Tendenz stark steigend. Denn 
zahlreiche ehemalige Gründungen 
sind inzwischen zu etablierten, bör-
sennotierten Unternehmen gewor-
den, ob Auto1, Hellofresh, Delivery 
Hero oder Zalando. Fast immer ste-
hen die neuen Geschäftsmodelle im 
internationalen Wettbewerb mit 
Konkurrenten aus anderen Teilen 
Europas und der Welt, auch und ganz 
besonders beim Kampf um technolo-
gieaffine Talente. 

Die Entwicklung des hiesigen 
Start-up-Ökosystems litt bis zuletzt 
auch unter den im internationalen 
Vergleich ungünstigen gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für Mitarbei-
terbeteiligungen in Deutschland. 
Attraktive Mitarbeiterbeteiligungen 
sind ein wesentlicher Treiber für eine 
prosperierende Start-up-Szene. Erst 
durch sie lassen sich viele hochquali-
fizierte Talenten von einer Karriere 
im Start-up-Bereich überzeugen, 
weil durch sie das erhöhte Risiko 
eines Verlusts des Arbeitsplatzes 
durch die Chance auf Teilhabe an der 
Unternehmenswertsteigerung kom-
pensiert werden kann.

Kompliziert und schwerfällig

Weil die Gewährung echter Antei-
le oder Anteilsoptionen im deutschen 
Gesellschaftsrecht vergleichsweise 
kompliziert und schwerfällig ausge-
staltet ist, waren hierzulande bislang 
„virtuelle“, rein schuldrechtlichen 
Beteiligungsprogramme vorherr-
schend. Das hing auch damit zusam-
men, dass es bislang kaum einen 
steuerlichen Anreiz gab, Mitarbei-
tern echte Anteile oder Optionen auf 
den Erwerb solcher zu gewähren. 
Hatte das Unternehmen schon einen 
gewissen Wert erreicht, mussten die 
Mitarbeiter den in der unentgeltli-
chen oder verbilligten Abgabe der 

Kapitalbeteiligung liegenden Vorteil 
sofort als Lohn versteuern, ohne dass 
ihnen die zur Begleichung der 
Steuerschuld erforderlichen Geld-
mittel bereits zugeflossen wären 
(„Dry Income“). 

Gewährte man den Mitarbeitern 
stattdessen eine bloße Option auf 
den Anteilserwerb zu einem späteren 
Zeitpunkt, wurde zwar zunächst ein 
lohnsteuerpflichtiger Zufluss ver-
mieden. Im Zeitpunkt der Options-
ausübung mussten aber sämtliche 
Wertzuwächse bis dahin zum 
ungünstigeren progressiven Steuer-
tarif von bis zu 47,4 % und nicht nach 
dem für Kapitaleinkünfte geltenden 
Abgeltungssteuertarif von 26,375 % 
(jeweils gegebenenfalls zuzüglich 
Kirchensteuer) versteuert werden.

Standortnachteil

Diese steuerlichen Rahmenbedin-
gungen erwiesen sich im internatio-
nalen Vergleich als nicht mehr wett-
bewerbsfähig. Während einige Län-
der seit Jahren flexible und attraktive 
Besteuerungsregime für Mitarbeiter-
kapitalbeteiligungen in kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) 
anbieten, zum Beispiel die sog. „EMI 
Schemes“ im Vereinigten Königreich 
oder die sog. „Bons de Souscription 
de Parts de Créateur d’Entreprise“ 
(BSPCE) in Frankreich, gab es in 
Deutschland bislang keine vergleich-
bare Förderung. Deutsche Start-up-
Unternehmen sahen sich dadurch im 
zunehmend internationalen Wettbe-
werb um hochqualifizierte Mitarbei-
ter einem erheblichen Standortnach-
teil ausgesetzt.

Vor diesem Hintergrund ist zu 
begrüßen, dass sich der Gesetzgeber 
noch zum Ende der laufenden Legis-
laturperiode des Problems angenom-
men hat. Mit dem neuen § 19a EStG 
wird die Gewährung von Mitarbei-
terkapitalbeteiligungen durch Start-
up-Unternehmen seit dem 1. Juli 
2021 steuerlich begünstigt. Konzep-
tionell vermag die Neuregelung 
durchaus zu überzeugen. Sie löst – 
jedenfalls im Grundsatz – das „Dry 
Income“-Problem und sorgt außer-
dem dafür, dass Wertzuwächse ab 
dem Zeitpunkt der Gewährung der 
Beteiligung nicht mehr als hochver-

vorwerfen kann, dass er den Anwen-
dungsbereich der Neuregelung auf 
Unternehmen beschränkt hat, die 
weniger als 250 Personen beschäfti-
gen und die entweder einen Jahres-
umsatz von maximal 50 Mill. Euro  
oder eine Jahresbilanzsumme von 
maximal 43 Mill. Euro aufweisen, 
mag man noch diskutabel finden. 
Schließlich orientiert er sich an der 
KMU-Definition der EU-Kommission. 

Fakt ist aber, dass die Regelung mit 
diesen Schwellenwerten erheblich 
an praktischer Bedeutung verliert. 
Gerade stark wachsende Start-ups 
(Scale-ups) fallen schnell aus der 
Förderung heraus. Laut einer aktuel-
len Studie beschäftigen nur 0,9 % der 
erfassten Start-ups mehr als 500 Mit-
arbeiter. Auf diese 0,9 % entfallen 
damit allerdings 38 % der insgesamt 
gezählten Mitarbeiter, die damit von 
der Förderung ausgeschlossen sind. 

Vorbild Frankreich

Überzeugender erscheint hier der 
Ansatz Frankreichs. Dort dürfen die 
Start-ups lediglich nicht börsenno-
tiert sein oder – falls doch – nur eine 
geringe Marktkapitalisierung von 
150 Mill. Euro aufweisen, um ihren 
Mitarbeitern die steuerlich vorteil-
haften BSPCE gewähren zu können. 
Außerdem beschränkt der Gesetzge-
ber auf bis zu zwölf Jahre alte Unter-
nehmen, während wiederum Frank-
reich mit einem Höchstalter von 15 
Jahren großzügiger ist. 

Fragen wirft auch das Erfordernis 
auf, dass die Beteiligung „vom 
Arbeitgeber“ gewährt werden muss. 
Zu hoffen bleibt, dass damit nicht die 
Gewährung von Anteilen durch den 
oder die Gründungsgesellschafter 
von der Förderung ausgeschlossen 
werden soll. Eine baldige Klarstel-
lung durch die Finanzverwaltung 
wäre wünschenswert. Ebenso sollte 
die Wandlung bereits bestehender 
virtueller Beteiligungsprogramm in 
echte Mitarbeiterkapitalbeteiligun-
gen von der Neuregelung profitieren.

Unverständlich ist ferner, dass der 
Besteuerungsaufschub nicht auch 
auf die Sozialversicherung erstreckt 
wurde. Diese ist weiter bereits bei 
Gewährung der Beteiligung zu ent-
richten. Ebenso kritisch zu sehen ist 

die gesetzlich angeordnete Nachho-
lung der Besteuerung, zu der es 
bereits vor und auch ohne Veräuße-
rung der Anteile im Falle eines 
Arbeitsplatzwechsels, spätestens 
aber nach zwölf Jahren kommt. Dann 
stellt sich doch wieder das „Dry 
Income“-Problem. 

Verlässliche Regeln fehlen

Für die Praxis besonders bedauer-
lich ist das Fehlen verlässlicher 
Regeln zur verbindlichen Feststel-
lung des gemeinen Werts der 
gewährten Beteiligung im Vorhinein. 
Aufgrund der oft nur bedingt aussa-
gekräftigen Finanzhistorie ist die 
Bewertung von Start-ups naturge-
mäß besonders schwierig. Hilfreich 
wäre es gewesen, wenn der Gesetz-
geber ähnlich wie in Frankreich 
Bewertungsvorgaben gemacht hätte 
(zum Beispiel im Hinblick auf Bewer-
tungsabschläge aufgrund abwei-
chender Ausgestaltung von Anteils-
klassen). Zumindest aber hätte man 
dem Arbeitgeber einen gesetzlichen 
Anspruch einräumen können, sich 
den Wert der Anteile schon vor deren 
Gewährung verbindlich durch das 
Finanzamt bestätigen zu lassen. 
Stattdessen soll eine solche Auskunft 
erst nach Gewährung der Beteiligung 
– also nachdem die Beteiligten 
bereits disponiert haben – beantragt 
werden können, was dem Schutz-
zweck der verbindlichen Abklärung 
ersichtlich entgegensteht. 

Auf Wiedervorlage

Es bleibt daher zu hoffen, dass der 
Gesetzgeber das Thema in der neuen 
Legislaturperiode zügig auf Wieder-
vorlage setzt und die Schwächen der 
Neuregelung beseitigt. Bei aller 
berechtigter Kritik sollten die Chan-
cen, welche die Neuregelung Start-
ups und ihren Mitarbeitern für die 
steuergünstige Ausgestaltung von 
Mitarbeiterbeteiligungen bietet, 
aber nicht übersehen und frühzeitig 
in die Strukturierungsüberlegungen 
einbezogen werden.

*) Dr. Matthias Scheifele und Dr. Jens 
Wenzel sind Partner von Hengeler 
Mueller in München und Berlin.

im interview: daniel Bruss und Ingo wegerich

Werder Bremen gelingt mit Anleihe
Debüt am Kapitalmarkt

Fußballclub orientiert sich    am Transparenzsegment Scale  – Einige   Covenants 
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n Herr Bruss, Herr Wegerich, Werder 
ist mit einer Anleihe am Kapital-
markt. Wie ist die Transaktion 
gelaufen? 

Bruss: Die Transaktion ist unter dem 
sportlichen Umfeld ein großer 
Erfolg. Trotz des Abstiegs hat die 
Emission eine Nachfrage bei institu-
tionellen Investoren und Privatanle-
gern verzeichnet. Insgesamt wurden  
17 Mill. Euro platziert. Ein Großteil 
waren institutionelle Investoren. 
Anders als Fans schauen sich insti­-
tutionelle Anleger das Unternehmen 
genau an. Der finale Kupon von 
6,5 % am eher unteren Ende der 
Spanne ist eine Bestätigung für 
Werder­. 

n Warum hat sich Bremen für eine 
Anleihe entschieden? 

Bruss: Nach intensiver Prüfung sind 
wir zum Entschluss gekommen, dass 
der Gang an den Kapitalmarkt der 
richtige Schritt ist. Nach der bisher 
ausschließlich klassischen Bankenfi-
nanzierung sind wir breiter aufge-
stellt und haben mit der Platzierung 
der Anleihe auch Voraussetzungen 
geschaffen, zukünftig bei passenden 
Konstellationen weitere Kapital-
marktfinanzierungen anzugehen. 

n Welche Covenants sieht die Anlei-
he vor? 

Wegerich: Es sind zahlreiche Cove-
nants vorgesehen: Negativver-
pflichtung, Pari passu, Drittverzug 
(Cross Acceleration), Kontrollwech-
sel, Pflicht zur Reinvestition und 
Transparenzpflichten. Die Emitten-
tin verpflichtet sich, Konzern-Ab-
schlüsse und -Halbjahresabschlüsse 
zu veröffentlichen. Werder orien-
tiert sich am Transparenz-Segment 
Scale der Deutschen Börse. So viel 

cher Bedeutung zu nennen. Die 
Wesentlichkeit der Risikofaktoren 
beurteilt sich auf der Grundlage der 
Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens 
und des zu erwartenden Umfangs 
ihrer negativen Auswirkungen. 
Unter diesem Aspekt ist das Insol-
venzrisiko immer vorn zu nennen. 
Prospektrechtler wissen auch, Relati-
vierungen sind innerhalb der Risiko-
faktoren nicht zulässig. 

n Welche Auswirkungen hatte der 
Abstieg aus rechtlicher Sicht? 

Wegerich: Zum Zeitpunkt der Billi-
gung stand Werder noch auf einem 
Nichtabstiegsplatz. Da ein Abstieg 
möglicher wurde, haben wir den 
Prospekt vor der Billigung umstruk-
turiert und sind detailliert, insbeson-
dere im Risikoteil, auf einen mögli-
chen Abstieg eingegangen. Wir 
haben uns eng mit der CSSF in 
Luxemburg abgestimmt. 

n Muss Werder nun über Transfers 
per Ad-hoc-Meldung berichten? 

Wegerich: Nach Auffassung der 
BaFin dürften Umstände, die ein 
erhebliches Kursbeeinflussungs-
potenzial bei Anleihen begründen 
können, seltener anzunehmen sein. 
Zu den in Bezug auf Anleihen poten-
ziell kurserheblichen Umständen 
dürfte zum Beispiel gehören, wenn 
der Emittent seiner mit der Anleihe 
verbundenen Verpflichtung nicht 
mehr nachkommen kann oder diese 
aufgrund der der Information zu 
Grunde liegenden Umstände beein-
trächtigt wäre. Ein Transfer dürfte 
diese Kriterien nicht erfüllen. 

Daniel Bruss ist Direktor Finanzen der 
SV Werder Bremen GmbH & Co KG 
aA; Ingo Wegerich ist Partner der 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft. 
Die Fragen stellte Sabine Wadewitz.

Das Bürgerliche Gesetzbuch
 geht ins digitale Zeitalter

Änderungen im Kaufrecht stärken den Verbraucherschutz

 Von Jörn Kuhn und 
Patrick Vapore *)

Börsen-Zeitung, 17.7.2021
Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) 
gelangt in das digitale Zeitalter. 
Knapp 20 Jahre nach Inkrafttreten 
des Schuldrechtsmodernisierungs-
gesetzes werden zum 1. Januar 2022 
weitgehende Neuerungen einge-
führt. Das BGB enthält fortan Rege-
lungen für Kaufverträge über Waren 
mit digitalen Elementen sowie Ver-
träge über die Bereitstellung digita-
ler Inhalte und digitaler Dienstleis-
tungen. Anlass der BGB-Reform sind 
zwei europäische Richtlinien: die 
Warenkaufrichtlinie (Richtlinie (EU) 
2019/771) und die Richtlinie über 
bestimmte vertragsrechtliche Aspek-
te der Bereitstellung digitaler Inhalte 
und digitaler Dienstleistungen 
(Richtlinie (EU) 2019/770). Die 
Richtlinien verpflichten die Mitglied-
staaten bis zum 1. Juli 2021, entspre-
chende Umsetzungsgesetze zu erlas-
sen, die zum 1. Januar 2022 in Kraft 
treten sollen. Deutschland ist dieser 
Pflicht durch Verkündung zweier 
Änderungsgesetze am 30. Juni 2021 
nachgekommen.

Beide Richtlinien sind Teil der 
sogenannten Strategie für einen 
europäischen digitalen Binnen-
markt, die die Europäische Kommis-
sion im Jahr 2015 vorgestellt hat. Im 
Rahmen dieser Strategie möchte die 
EU bessere Bedingungen schaffen, 
um das Wachstumspotenzial der 
europäischen digitalen Wirtschaft 
auszuschöpfen. Sie hat erkannt, dass 
digitale Leistungen als Wirtschafts-
faktor zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Unter anderem soll durch 
eine Reihe von Maßnahmen sowohl 
Verbrauchern als auch Unterneh-
mern in ganz Europa ein besserer 
Zugang zu Onlinegütern und -dienst-
leistungen gewährt werden.

Neu sind die Vorschriften zu den 
Verträgen zwischen Verbrauchern 

und Unternehmern über die Bereit-
stellung digitaler Inhalte und digita-
ler Dienstleistungen. In einem eigen-
ständigen Abschnitt werden die Ver-
braucherrechte bei unterbliebener 
oder mangelhafter Bereitstellung 
geregelt. Sie ähneln dem kaufrechtli-
chen Gewährleistungsrecht. Abwei-
chende Regelungen sind nur im 
gesetzlich abgesteckten Rahmen 
zulässig.

Erwähnenswert ist in diesem 
Zusammenhang die Aktualisierungs-
pflicht für Unternehmen. Sie müssen 
sicherstellen, dass dem Verbraucher 
Aktualisierungen, die für den Erhalt 
der Vertragsmäßigkeit des digitalen 
Produkts erforderlich sind, bereitge-
stellt werden und der Verbraucher 
über diese Aktualisierungen infor-
miert wird. Werden dem Verbrau-
cher Aktualisierungen nicht zugäng-
lich gemacht, kann dies einen Man-
gel des digitalen Produkts darstellen.

Für Unternehmen sind – wie im 
Kaufrecht – Rückgriffsrechte gegen 
ihre Vertriebspartner vorgesehen. 
Sie können Ersatz der Aufwendun-
gen verlangen, die entstehen, wenn 
ein Vertriebspartner das digitale Pro-
dukt nicht oder nicht ordnungsge-
mäß bereitstellt.

Im Kaufrecht gibt es ebenfalls eini-
ge Neuerungen, die nicht nur den 
Onlinehandel betreffen. Das gilt für 
den B2B- und B2C-Bereich. Derzeit 
ist eine Sache bereits dann frei von 
Sachmängeln, wenn sie bei Gefahr-
übergang die vereinbarte Beschaf-
fenheit hat. Für Kaufverträge, die am 
1. Januar 2022 oder später geschlos-
sen werden, muss die Sache zusätz-
lich weiteren subjektiven und objek-
tiven Anforderungen entsprechen. 
So muss sie sich beispielsweise 
sowohl für die vertraglich vorausge-
setzte Verwendung als auch für die 
gewöhnliche Verwendung eignen. 
Das wird im Regelfall zwar erfüllt 
sein, wenn sie der vereinbarten 
Beschaffenheit entspricht. Je nach 

Einzelfall können aber Besonderhei-
ten bestehen.

Im B2C-Bereich wird der Verbrau-
cherschutz gestärkt. Insbesondere 
für Verbrauchsgüterkaufverträge 
über Waren mit digitalen Elementen 
wie Smartphones oder Smart-TVs 
werden neue Vorschriften geschaf-
fen. Für den Mangelbegriff, einzelne 
Gewährleistungsrechte und die Ver-
jährung gelten Besonderheiten. 
Auch hier wird teilweise eine Aktuali-
sierungsbereitstellungspflicht für die 
digitalen Elemente gelten. Wird die-
se Pflicht verletzt, können Gewähr-
leistungsrechte ausgelöst werden.

Auch bestehende Regelungen zum 
Verbrauchsgüterkauf werden erwei-
tert. Das betrifft insbesondere die 
Beweislastumkehr für das Vorliegen 
eines Mangels: Zeigt sich innerhalb 
eines Jahres nach Übergabe ein Man-
gel, so wird vermutet, dass die Ware 
bereits bei Gefahrübergang mangel-
haft war. Bisher gilt dies nur, wenn 
sich der Mangel innerhalb von sechs 
Monaten zeigt. 

Noch weiter geht die Vermutung, 
wenn bei Waren mit digitalen Ele-
menten diese laut Kaufvertrag dauer-
haft bereitgestellt werden. Die Ver-
mutung greift auch, wenn sich der 
Mangel innerhalb von zwei Jahren 
nach Übergabe zeigt.

Die Änderungen des BGB haben 
für Unternehmen weitreichende 
Konsequenzen. Zum einen müssen 
Produkte und Dienstleistungen den 
neuen Vorgaben entsprechen. Zum 
anderen müssen die vertraglichen 
Regelungen im B2C- und B2B-Ge-
schäft geprüft und angepasst wer-
den. Vor allem der neue Mangelbe-
griff wird aus Sicht von Unterneh-
men weitergehende Dokumentation 
erfordern. Dazu verbleiben noch 
knapp sechs Monate. Die Zeit muss 
gut genutzt werden.

*) Jörn Kuhn ist Partner,  Patrick Vapo-
re ist Associate  von Oppenhoff.

Transparenz bietet kein anderer 
Proficlub in seinen Anleihebedin-
gungen bei einem öffentlichen 
Angebot. 
Bruss: Die Bedingungen sehen mit 
einem positiven Eigenkapitalausweis 
auch einen Financial Covenant vor. 
Kann die Emittentin im Konzernjah-
resabschluss 2023/2024 bzw. im 
Konzern-Halbjahresabschluss kein 
positives Eigenkapital ausweisen, 
zahlt sie einen um 0,75 % erhöhten 
Zinssatz. 

n Ein Fußballclub am Kapitalmarkt 
ist keine alltägliche Transaktion. 
Gibt es Besonderheiten? 

Wegerich: Grundsätzlich ist ein Pro-
ficlub auch ein Wirtschaftsunterneh-
men. Von daher ist vieles vergleich-
bar mit klassischen Unternehmens-
anleihen. Was mich persönlich über-
rascht hat, war das Presseecho. Ganz 
Deutschland hat den Prospekt 
gelesen. Der einzige Vorwurf war die 
große Transparenz. Für einen 
Anwalt ist das ein Kompliment und 
das ist doch auch das, was der Kapi-
talmarkt verlangt: Transparenz. 

n In der Presse wurde auch das 
Insolvenzrisiko thematisiert.

Wegerich: Die Prospektverordnung 
schreibt vor, Risiken von wesentli-

Daniel
 Bruss

Ingo 
Wegerich

mandate &
mandanten
Jones Day berät mit Dennis Bar-
sky  und Christian A. Krebs die  PTT 
Global Chemical Public Company 
beim Erwerb der ehemaligen 
Hoechst-Tochter   Allnex   für 4 Mrd. 
Euro. Allen & Overy begleitet den 
Verkäufer Advent mit  Dr. Helge 
Schäfer. swa

Clifford Chance steht  Home To 
Go beim  Zusammenschluss mit 
dem in  Frankfurt notierten Lake-
star-Spac I SE zur Seite mit    Philipp 
Klöckner, Dr. George Hacket  und 
Dr. Thomas Krecek. Schilling, 
Zutt & Anschütz hat mit Dr. Nico-
las Ott und  Dr. Matthias Heusel 
mehrere Investmentgesellschaf-
ten eines Family Office in dem 
Deal   beraten. swa

CMS berät mit Dr. Tobias Grau die   
Holtzbrinck Publishing Group im 
Zusammenhang mit der Aufle-
gung eines Single-Asset-Acquisiti-
on-Fonds von BC Partners. swa

White & Case unterstützt mit   
Karsten Wöckener  die Deutsche 
Lufthansa  bei einer Anleihe  über 
1 Mrd. Euro. swa

Latham & Watkins berät EMZ 
Partners bei der Beteiligung an 
Simon Hegele mit Burc Hesse und  
Dr. Sebastian Pauls. Auch Ren-
zenbrink unterstützt die Private- 
Equity-Gesellschaft mit Dr. Bernd 
Egbers. swa

Freshfields ist von  EQT beim 
Erwerb von Meine Radiologie 
mandatiert mit Dr. Wessel Heu-
kamp. White & Case berät  den  
Verkäufer  Triton  mit Dr. Stefan 
Koch und Tomislav Vrabec. Auch 
Gibson Dunn unterstützt  Triton 
mit Dr. Wilhelm Reinhardt.   Ein 
Team von  Luther  um Dr. Eva Rütz 
und Dr. Hendrik Sehy steht  Triton 
ebenfalls  zur Seite. swa    

Noerr berät Heycar beim Invest-
ment von Allianz X mit Felix Blo-
bel und  Marcel Behringer. swa 
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steuerte Lohneinkünfte, sondern 
grundsätzlich als Einkünfte aus Kapi-
talvermögen mit dem Abgeltungs-
steuertarif von 26,375 % erfasst wer-
den. Erreicht wird dies, in dem die 
Lohnversteuerung des geldwerten 
Vorteils aus der unentgeltlichen oder 
verbilligten Gewährung der Beteili-
gung grundsätzlich bis zum Zeit-
punkt der späteren Veräußerung der 
Beteiligung unverzinslich hinausge-
schoben wird. 

Das ist steuerpolitisch schlüssig. 
Denn es ist kaum nachzuvollziehen, 
warum etwa die Gesellschafter der 
ersten Stunde mit ihrem oft über-
schaubaren Kapitalinvestment 
steuerlich erheblich bessergestellt 
werden als Arbeitnehmer, die durch 
ihr Wissen und ihre Arbeitskraft 
einen maßgeblichen Beitrag zum 
unternehmerischen Erfolg geleistet 
haben und damit aus wirtschaftlicher 
Sicht eine immaterielle Einlage in 
das Unternehmen erbracht haben. 

Wo Licht ist, ist leider oft auch 
Schatten. So erweist sich der neue 
§ 19a EStG im Detail als zu halbher-
zig. Ob man dem Gesetzgeber dabei 
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DS-GVO (hier im Rahmen eines Vertrags über eine kapitalbil-
dende Lebensversicherung mit Berufsunfähigkeitszusatzversi-
cherung in Bezug auf die zurückliegende Korrespondenz der 
Parteien, das „Prämienkonto“ des Klägers und Daten des Versi-
cherungsscheins sowie interne Vermerke und Kommunikation 
der Beklagten)

Seite 1380
BGH, 10.6.2021 – IX ZR 157/20
Keine unentgeltliche Leistung im Sinne von § 134 InsO, wenn 
ein Schuldner vereinbarungsgemäß Maklerlohn für die Vermitt-
lung von Verträgen zahlt, auch dann nicht, wenn die Hauptver-
träge anfechtbar sind oder die Kunden verlangen können, so 
gestellt zu werden, als ob die Verträge nicht geschlossen wor-
den wären

Seite 1383
BGH, 20.5.2021 – III ZR 126/19
Keine Berufung auf die Schutzwirkung des Art. 246a § 1 Abs. 2 
Satz 2 EGBGB für eine Muster-Widerrufsbelehrung, wenn der 
Verbraucher durch eine weitere - formal oder inhaltlich nicht 
ordnungsgemäße - Belehrung irregeführt oder von einer recht-
zeitigen Ausübung seines Rechts abgehalten wird
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Mehr Transparenz über 
die Vorfälligkeitsent-
schädigung – schon vor 
Vertragsschluss!
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